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Wichtigste Punkte zur Verbesserung des EnWG aus Verbrauchersicht

· Netztarife nicht an historische Kosten sondern an effizienter Leistungserbringung ausrichten.

· Haftung des Netzbetreibers für Spannungsausfälle ist unabdingbar.

· Für die Anzahl und Dauer von Netzausfällen muss eine Obergrenze gesetzlich vorgegeben werden.  

·  Befugnisse des BMWA einschränken und Rechtsweg analog zur Telekommunikation ausgestalten.

· Dezentrale Erzeugung darf nicht benachteiligt werden.

· Allgemeine Bemerkungen

Beurteilungskriterien und Verfahren für Netznutzungsentgelte

Vorabgenehmigung ist unerlässlich, nachträgliche Kontrolle bringt eine für Verbraucher nachteilige Zeitverzögerung. Die Regulierung muss die Möglichkeit zur Festlegung von allgemeinen Höchsttarifen erhalten. Weiteres dazu unter § 24. 

Unabhängigkeit vom BMWA

Über die zahlreichen Verordnungen und die Weisungsbefugnis kann das BMWA die Praxis der Regulierung am Bundestag und an der Regulierungsbehörde vorbei wesentlich gestalten. Angesichts der Nähe des BMWA zur Versorgungswirtschaft wird dadurch die Regulierung von vornherein zur Wirkungslosigkeit verurteilt. Das deckt sich mit der Auffassung der Monopolkommission. 

Abhilfe muss geschaffen werden durch Begrenzung des BMWA-Einflusses: Festlegung der wesentlichen Verordnungsinhalte im Gesetz. Denn es ist zu vermuten, dass an der Stellung der Regulierungsbehörde als nachgeordnete Behörde des BMWA politisch nichts mehr zu ändern ist, vgl. Bundesbankmodell. 

Ausgestaltung des Rechtsweges

Es ist weder gesetzestechnisch, noch energiepolitisch ratsam, das OLG zum obersten Gericht für die Regulierung einzusetzen (§ 75): Das OLG Düsseldorf hat durch extrem konservative und EVU freundliche Rechtssprechung bei der Zurückweisung der Beschlüsse des Bundeskartellamtes von sich Reden gemacht und sogar die offene Kritik der Monopolkommission provoziert. Auch das TKG sieht den Rechtsweg über die Verwaltungsgerichtsbarkeit vor.

Bereits die vom Gesetzentwurf vorgesehenen Vollmachten für das OLG (§83) muss misstrauisch machen.  

Hierbei handelt es sich um einen ganz zentralen Punkt der neuen Regulierung, der eine politische Auseinandersetzung lohnt.

Zweiklassengesellschaft der Haushaltskunden

Haushaltskunden bilden eine Solidargemeinschaft. Es ist dem Wettbewerb abträglich, wenn wechselbereite Kunden durch günstigere Konditionen beim Netzbetreiber gehalten werden, zu diesen Konditionen aber nicht alle Haushaltskunden versorgt werden. Das neue Gesetz schreibt diesen heutigen Missstand in die Zukunft fort und versieht ihn mit dem Segen des Gesetzgebers. Das geht aus § 41 hervor. Es muss garantiert werden, dass nicht einzelnen Haushaltskunden günstigere oder andere Konditionen eingeräumt werden. Das muss in § 39 eingefügt werden.  

Punkte im Einzelnen: 

§ 11 Haftung der Netzbetreiber

Eine Haftung der Netzbetreiber für Schäden durch Versorgungsunterbrechungen ist unabdingbar, auch wenn die Unterbrechung nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht wurde. Sie entspricht dem Gerechtigkeitsgedanken, dem Verursacherprinzip und auch den wirtschaftlichen Kräfteverhältnissen. Die für den Schadensersatz aufgewendeten Mittel dürfen von Netzbetreiber nicht auf die Netztarife umgelegt werden, weil sonst die Verbraucher als Gemeinschaft letztlich wieder die Schäden zu tragen haben. Vielmehr müssen die Mittel für Schadensersatz aus den Gewinnen entrichtet werden. Nur so entsteht ein Anreiz der Netzbetreiber, die Schäden möglichst gering zu halten und eine hohe Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Dabei ist ein Beschränkung der Haftung grundsätzlich akzeptabel zB auf insgesamt 5 Prozent des Umsatzes insgesamt und im Einzelfall auf die Höhe von drei durchschnittlichen Monatsrechnungen.

§ 12 bzw. 14 und 15 Qualität der Strom- und Gasversorgung

Das Gesetz muss eine Obergrenze für die Anzahl und Dauer von Netzausfällen vorgeben. Denn die Kosten für die Versorgungssicherheit können nur verglichen werden, wenn auch die Versorgungsqualität definiert und normiert wird. Die einschlägigen technischen Normen (EN 50160 und IEC 38) geben dafür nichts her. Z.B. erlaubt die EN 50160 jährlich bis 50 Unterbrechung länger als drei Minuten. Es kann z.B. festgelegt werden: Versorgungsunterbrechungen länger als drei Minuten höchstens zwanzig Mal im Jahr auftreten. Die Dauer von Versorgungsunterbrechungen darf nicht länger als 90 Minuten in einem Kalenderjahr dauern. Überschreiten dies die Versorgungsunterbrechung, so legt die Regulierungsbehörde Strafzahlungen fest, die nicht auf die Netzentgelte umgelegt werden dürfen. Entsprechende Festlegungen sollten nicht in einer Verordnung getroffen werden, um die Zahl der Verordnungen nicht weiter zu erhöhen und um diese elementare Festlegung beim Gesetzgeber zu belassen.  

§ 17 Abs (2) Begründung einer Anschlussverweigerung ist Entgeltpflichtig

Wenn der Anschluss schon verweigert wird, sollte dies wenigstens ausführlich begründet werden, ohne dass dafür extra Kosten berechnet werden. 

§ 21 Nettosubstanzerhaltung

Ist als Prinzip für die Bemessung der Netznutzungsentgelte extrem verbraucherunfreundlich und führt zu überhöhten Netznutzungsentgelten.

§24 Netzzugangsverordnung und Netznutzungsentgelte.

Hinzuzufügen ist: Für die Tarife können Obergrenzen festgelegt werden, die sich nach den Kosten einer rationellen Leistungserbringung bestimmen. 

Die Obergrenze für die Tarife sind die Kosten einer rationellen Leistungserbringung. (Sie kann von der Regulierungsbehörde durch Beschluss festgesetzt werden – dies kann eventuell auch in § 25 festgelegt werden).

Kunden steht der Rechtsweg zur gerichtlichen Überprüfung der Angemessenheit der Preise offen.  Die Verjährung beginnt, wenn der Kunde von der Unangemessenheit der Preise Kenntnis erlangt. 

Wurden die Entgelte im Vorjahr z.B. durch eine unzutreffende Verbrauchsschätzung oder Umlagen nach dem EEG oder KWKG zu hoch oder zu gering bestimmt, sind die sich daraus ergebenden Mehr- oder Mindererträge bei der Entgeltbestimmung der laufenden Periode zu berücksichtigen. 

In den Kosten dürfen Abschreibungen nur auf tatsächlich getätigte Ausgaben berücksichtigt werden. Die in der Vergangenheit bereits in den Entgeltkalkulationen insbesondere für die Genehmigung der allgemeinen Tarife sowie der Netznutzungsentgelte in Ansatz gebrachten Abschreibungen dürfen nicht nochmals als Kosten in die Tarifbestimmung Eingang finden, vielmehr sind die kalkulatorischen Restwerte anzusetzen. Die Kapitalerhaltung muss auf der Basis der historischen Anschaffungswerte erfolgen. Kalkulatorische Abschreibungen und fiktive Kosten dürfen bei der Bestimmung der Tarife nicht berücksichtigt werden. 

Es dürfen nur solche Kosten angesetzt werden, die auch bei Wettbewerbsbedingungen in die Preise überwälzbar sind. 

Die Strom- und Gaserzeugung aus erneuerbaren Energien, aus dezentralen Technologien und aus Kraft-Wärme-Kopplung sowie von nachfragesteuernden Aktionen sind durch die Tarifierung zu fördern.   

Begründung: 

Die Netzzugangsverordnung ist der zentrale Punkt des gesamten Gesetzes. Es muss verhindert werden, dass überhöhte Entgeltansätze gesetzlich legitimiert werden, wie z.B. in der VVII+. Die Grundsätze für die Bestimmung der Netzzugangsentgelte müssen bereits im Gesetz möglichst präzise umrissen werden, um den Spielraum für eine entsprechende Verordnung möglichst eng zu fassen. 

Eine Verordnung entzieht den zu regelnden Gegenstand der Zuständigkeit des Gesetzgebers und legt ihn in die Hand des Verordnungsgebers, also einer Behörde ohne Gesetzgebungskompetenz. Das ist rechtssystematisch nur zulässig, wenn der zu regelnde Gegenstand von minderer Bedeutung ist oder die wesentlichen Inhalte der Verordnung durch Gesetz hinreichend genau bestimmt sind (vgl. Emmerich). 

Das österreichische ElWOG legt an dieser Stelle (§ 25 Abs. 2) folgendes fest: „Die Systemnutzungstarife sind kostenorientiert zu bestimmen und haben dem Grundsatz der Kostenwahrheit zu entsprechen. Die Bestimmung der Preise unter Zugrundelegung einer Durchschnittsbetrachtung, die von den Kosten eines rationell geführten, vergleichbaren Unternehmens ausgeht, ist zulässig. Weiteres können der Preisbestimmung Zielvorgaben zugrundegelegt werden, die sich am Einsparungspotential der Unternehmen orientiert (Produktivitätsabschläge). 

Das Telekommunikationsgesetz (TKG) legt in § 24 fest: „Entgelte haben sich an den Kosten der effizienten Leistungserbringung zu orientieren....Entgelte dürfen keine Abschläge enthalten, die nur aufgrund der marktbeherrschenden Stellung eines Anbieters durchsetzbar sind ...die die Wettbewerbsmöglichkeiten anderer Unternehmen beeinträchtigen..“ 

Deshalb müssen im Gesetz die schlimmsten Mißbräuche bei den Entgeltkalkulationen der Vergangenheit durch eindeutige Festlegungen unmöglich gemacht werden. An diese gesetzliche Festlegung ist dann auch die Gerichtsbarkeit bei der Prüfung der Netztarife und sich daraus ergebender Streitigkeiten gebunden. 

Eine eingehende Darstellung der missbräuchlich überhöhten Netznutzungsentgelte enthält der „Bericht der Arbeitsgruppe Netznutzung Strom der Kartellbehörden des Bundes und der Länder“ vom 19. April 2001, S. 32 ff. 

Es kann nicht eindrücklich genug davor gewarnt werden, die Prinzipien für die Entgeltfindung der Hoheit des der Versorgungswirtschaft verpflichteten BMWA zu überantworten. 

Abhilfe muss geschaffen werden: 

· Eine Verordnung zu Regulierungsmethoden darf es überhaupt nicht geben. 

· Im Gesetz muss eindeutig festgelegt werden, dass eine Verordnung sich an den Interessen von Verbrauchern an möglichst geringen Tarifen zu orientieren hat, 

· Die bisher  in der VVII+ praktizierten Methoden zu Bestimmung von missbräuchlich überhöhten Netztarifen müssen dadurch ausgeschlossen werden, dass man diese Prinzipien im Gesetz ausschliesst. 

· Die Regulierungsbehörde muss in § 25 zur Festlegung von Höchstpreisen ermächtigt werden. 

Tatsache ist, dass die Abnehmer für die Netznutzung in Deutschland jährlich ca. 18 Mrd. Euro zahlen (vgl. Bundeskartellamt: Marktöffnung und Gewährleistung von Wettbewerb in der leitungsgebundenen Energiewirtschaft, Diskussionspapier für die Sitzung des Arbeitskreises Kartellrecht am 7. Oktober 2002, S. 4). Die Stromwirtschaft hat nach eigenen Angaben im Jahr 2001 z.B. 2,3 Mrd. Euro in Netze investiert. Wurden die verbleibenden 16 Mrd. Euro für Personal ausgegeben, das die Netze überwacht? Die Preisbildungsprinzipien für die 18 Mrd. Euro sind auf Vorschlag des BMWA sogar noch vom Bundestag als „gute fachliche Praxis“ geadelt worden.

Die Vorteile dezentraler, erneuerbarer und effizienzsteigernder Techniken müssen bei der Tarifierung berücksichtigt werden, damit diese Techniken eine wirtschaftliche Chance bekommen. Im Gegensatz zur heute vorherrschenden Diskriminierung ist eine explizite Förderung durch die Tarifierung angebracht. Das folgt aus dem Gesetzesziel, aus den gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen und auch direkt aus der EU-Richtlinie EU 23/54 Art. 23, Abs. 1, Nr. f.  

 § 31 Verbraucherverbände, die mit öffentlichen Mitteln gefördert werden, erhalten besondere Rechte als "Betroffene" und können einen Antrag auf Überprüfung bei der Regulierungsbehörde stellen. 

Auch nicht mit öffentlichen Mitteln geförderte Verbraucherverbände sollten dieses Recht erhalten. Rechte aus § 32 könne qualifizierte Einrichtungen nach § 4 des Unterlassungsklagegesetzes geltend machen. Warum nicht auch in § 31?

§ 35 Monitoring

Auch die Vergütung für dezentral eingespeisten Strom sollte in das Monitoring einbezogen werden. 

§37 Abs (2) Zumutbarkeit von Reserveversorgung

Ist begrifflich und inhaltlich ein Anachronismus. 

§ 38 Ersatzversorgung von Tarifkunden

Unsinnig und zu streichen

§ 39 Allgemeine Versorgung

Wesentliche Inhalte der Verordnung zur Regelung der allgemeinen Versorgungsbedingungen gehören ins Gesetz. Nur dadurch können einseitig die Verbraucher benachteiligende Regelungen verhindert werden. Solche Regelungen würde das BMWA unweigerlich festsetzen, wenn der Gesetzgeber dies zulassen würde. Auch die Mitwirkung des BMVEL garantiert nicht, dass elementare Verbraucherrechte durch die Verordnung nicht beschnitten werden. 

Vorschlag für eine Ergänzung des § 39, Abs. 2, Satz 2 neu einzufügen:

Die Bedingungen sind ausgewogen zu gestalten unter besonderer Berücksichtigung des Kundenschutzes und des wirtschaftlichen Übergewichts des Netzbetreibers. Die allgemeinen Rechte des Kunden, z.B. auf Unverletzlichkeit der Wohnung, auf Ersatz von Schäden durch Stromausfälle u.ä.   dürfen durch die Verordnung nicht eingeschränkt werden. Die dezentrale Strom- und Gaserzeugung sowie aus erneuerbaren Energien und Kraft-Wärme-Kopplung darf nicht behindert werden. Der Kunde kann die Messung des gelieferten Stroms oder Gases einer fachkundigen Firma übertragen. Die Unterbrechung des Kundenanschlusses ist nur bei akuter Gefahr zulässig.   

Begründung: 

Eine Verordnung entzieht den zu regelnden Gegenstand der Zuständigkeit des Gesetzgebers und legt ihn in die Hand des Verordnungsgebers, also einer Behörde ohne Gesetzgebungskompetenz. Das ist rechtssystematisch nur zulässig, wenn der zu regelnde Gegenstand von minderer Bedeutung ist oder die wesentlichen Inhalte der Verordnung durch Gesetz hinreichend genau bestimmt sind. 

Es liegt bereits ein Entwurf einer Verordnung über Allgemeine Bedingungen für den Netzanschluss und dessen Nutzung für die Elektrizitätsversorgung in Niederspannung (AVBEltNetzanschluss) des BMWA vor, Stand 28.08.2003. Die dort vorgesehenen Regelungen benachteiligen Verbraucher unangemessen. Der genannte Entwurf entstand nachdem von Verbraucherseite (VZBV und Bund der Energieverbraucher) schwerwiegende Bedenken gegen diese Regelungen eingewendet wurde. Das belegt, dass das BMWA auf die von Verbraucherseite vorgebrachten Bedenken nicht einzugehen gedenkt. 

Um Verbraucher vor einer solchen für sie nachteiligen Verordnung zu schützen, müssen also bereits in und durch die Verordnungsermächtigung entsprechende Regelungen unmöglich gemacht werden. 

Das betrifft folgende Punkte (die Paragraphen beziehen sich hier auf den erwähnten Verordnungsentwurf v. 28.8.2003): 

· Der Netzbetreiber darf die Kundenanlage überprüfen (§ 10) und bei Mängeln die Lieferung verweigern. Mit dieser Regelung ist der Willkür Tür und Tor geöffnet. 

· Auch darf  nach der geplanten Verordnung (§ 12) der Netzbetreiber technische Anforderungen an die Kundenanlage festlegen. Dies greift in die Rechte des Kunden unzulässig ein. 

·  Der Netzbetreiber wird in der geplanten Verordnung von der Haftung für Schäden durch Versorgungsunterbrechung ab einem Sockelbetrag freigestellt (§ 15).

· Der Netzbetreiber erhält durch die Verordnung ein Zutrittsrecht zur Kundenwohnung (§17). 

· Der Betrieb der Messeinrichtung wird dem Netzbetreiber zugesprochen (§ 19). 

· Der Kunde kann bei „Zuwiderhandlungen“ den Anschluss zwei Wochen nach Androhung unterbrechen (§ 23).

· Der Kunde muss die Herstellung des Hausanschlusses bezahlen, erlangt daran aber kein Eigentum . 

· Nur vom Netzbetreiber zugelassene Installateure dürfen an der Kundenanlage tätig sein. 

Die EU-Richtlinie 2003/54 schreibt den Mitgliedsstaaten geeignete Massnahmen zum Schutz der Endkunden vor, insbesondere sind Maßnahmen zu treffen, um einen Ausschluss aus der Versorgung zu vermeiden (Art. 3, Abs. 5). Hier ist der Mitgliedsstaat Normadressat. Dieser Forderung wird der Gesetzentwurf nicht gerecht, weil er Verordnungen der geplanten Art, die diesen Bestimmungen zuwiderlaufen, nicht ausdrücklich ausschließt. Der Entwurf muss deshalb entsprechend ergänzt werden.  Insbesondere darf die Unterbrechung der Versorgung nicht als Druckmittel des Netzbetreibers zulässig sein, z.B. um Forderungen beizutreiben. Denn für die Durchsetzung von Forderungen gibt es vorgeschriebene Rechts- und Verfahrenswege, die auch dem Netzbetreiber offenstehen und von diesem auch zu beachten sind.  

Die Beschränkung der Haftung ist auch nicht vereinbar mit der EU-Richtlinie 93/13/EWG über mißbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen. 

Auch sollte § 17 sprachlich besser formuliert sein, z.B. wie in Österreich (§15 ElWOG „Netzbetreiber sind zu durch Ausführungsgesetze und Verordnungen zu verpflichten, Netzzugangsberechtigten, also allen Abnehmern und Erzeugern, den Netzzugang zu den genehmigten allgemeinen Bedingungen und Tarifen zu gewähren“). 

Diese Grundsätze müssen auch für § 41 gelten

§ 40 Missbrauchsaufsicht der Länderbehörden

Genehmigung der Tarif muss vorab erfolgen, nicht nachträglich. Das BMWA darf die Tarifgenehmigung nicht inhaltlich ausgestalten. Zumindest muss hier das BMVEL beteiligt werden. 

§ 42 Kennzeichnung von Produktdifferenzierungen

Die Produktdifferenzierung beim Strom ist sachlich nicht gerechtfertigt. Gekennzeichnet wird das Beschaffungspotfolio des Anbieters, und nicht der Strom. Dieses Portfolio kann nicht differenziert werden. Der Verbrauchertäuschung darf keine gesetzliche Legitimation gegeben werden.

Der Bundesrat sollte sehr wohl an entsprechenden Verordnungen beteiligt werden. 

§ 43 Abs (3) Planfestellung . 

Eine Anfechtungsklage muss aufschiebende Wirkung haben, sonst können noch vor einer gerichtlichen Entscheidung vollendete Tatsachen geschaffen werden. Der Rechtsschutz würde zur Farce. 

§44 Vorarbeiten

Nicht jeder darf für Vorarbeiten Markierungen oder sonstige Vorarbeiten für die Errichtung neuer Leitungen auf fremden Grundstücken vornehmen ohne jede behördliche Entscheidung. 

§46 Wegenutzungsverträge

Sollten auf die Dauer von 10 Jahren beschränkt werden, um den Wettbewerb um die Versorgungsgebiete und die Einflussmöglichkeiten von Kommunen zu verstärken. 

§ 57 Behandlung vertraulicher Daten. 

Es ist nicht sachgerecht, die Übermittlung vertraulicher Daten an andere Regulierungsbehörden faktisch unmöglich zu machen. 

§ 59 Besetzung der Beschlusskammern der Regulierungsbehörde.

Es muss verboten werden, dass die Mitglieder der Beschlusskammern Nebentätigkeiten für Unternehmen der Versorgungswirtschaft ausüben. 

§61 Veröffentlichung von allgemeinen Weisungen

Alle Weisungen müssen veröffentlicht werden, nicht nur allgemeine Weisungen. 

§ 66 Verfahrensbeteiligt sind Verbraucherverbände, die mit öffentlichen Mitteln gefördert werden. 

Auch nicht öffentlich geförderte Verbraucherverbände können verfahrensbeteiligt sein. 

§ 83 Beschwerdeentscheidung

Die hier dem Beschwerdegericht zugesprochene Omnipotenz macht misstrauisch, insbesondere mit den jüngsten Entscheidungen des OLG Düsseldorfen in Kartellsachen und die Bewertung, die diese Entscheidungen durch die Monopolkommission gefunden haben. 

§ 111 Schließt die Anwendung § 19 und 20 des GWB aus. . 

Dies erscheint nicht gerechtfertigt. 

Die Kartellbehörde sollte nicht an die Entscheidungen der Regulierungsbehörde gebunden werden. 

